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Die FDP will den Bürgerdienst für alle
Die Fraktion fordert mit einer Motion eine Dienstpflicht für Männer und Frauen

GEORG HÄSLER SANSANO, BERN

Die Corona-Krise hat die Kraft der
Miliz deutlich aufgezeigt: Angehörige
der Armee und Zivilschützer standen
bereit, um das Gesundheitswesen, die
Polizei und die Eidgenössische Zoll-
verwaltung zu unterstützen. Die grösste
Mobilisierung seit dem Zweiten Welt-
krieg hat reibungslos geklappt. Zudem
versuchten auch Zivildienstleistende,
sich wieder in einen militärischen Ver-
band einteilen zu lassen, um sich für die
Bewältigung der Krise einzusetzen.

Vorteil des Systems Schweiz

Doch das System steckt in einer Krise.
Faktisch ist derMilitärdienst für Schwei-
zer Männer trotz Obligatorium in der
Verfassung freiwillig. Wer nicht will,
macht Zivildienst – zwar anderthalb-
mal länger als Armeeangehörige, dafür
individueller. Die Armee kämpft auch
deshalb mit einem Bestandesproblem,
ebenso der Zivilschutz. Sogenannten
Schutzdienst leistet nämlich nur,wer ein
gesundheitliches Problem hat und nicht
militärdiensttauglich ist.

Schon länger wird deshalb über einen
Bürgerdienst diskutiert, einen «service
citoyen» für alle: Männer und Frauen
sollen damit ihren Beitrag für die Gesell-
schaft leisten.Die FDP-Bundeshausfrak-
tion nimmt diesenGedanken auf und hat
amDienstag eine entsprechendeMotion
verabschiedet. Falls das Parlament den
Vorstoss überweist, wird der Bundesrat
aufgefordert, die Rahmenbedingungen
für einen allgemeinen Bürgerdienst zu
schaffen. Die Bestände von Armee und
Zivilschutz müssten gemäss Vorstellun-
gen der FDP garantiert sein.

In der Begründung schreibt der
Ständerat Thierry Burkart, die persön-
liche Beteiligung der Bürgerinnen und
Bürger am Sicherheitssystem sei ein
wesentlicher Vorteil der Schweiz in
allen Lagen: «Erstens übernehmen die
Einzelnen Verantwortung im Gesamt-
rahmen. Zweitens schafft der gemein-
same Dienst an der Gesellschaft eine
Kohärenz zwischen den unterschied-
lichen Regionen und sozialen Milieus.
Drittens findet ein Wissenstransfer zwi-
schen den Institutionen und der Zivil-
gesellschaft statt.»

Es brauche jetzt eine Weiterent-
wicklung des Milizsystems, schreiben
die Freisinnigen.Weil die Bestände von
Armee und Zivilschutz in Kürze nicht
mehr genügend alimentiert werden
könnten, bestehe die Gefahr, dass die
strategischen Reserven des Bundes und
der Kantone die geforderte Leistung
nicht mehr erbringen könnten.

Der Vorstoss der Freisinnigen war
bereits vor der Versenkung des Zivil-
dienstgesetzes in der Schlussabstim-
mung der vergangenen Sommersession
geplant, erhält jetzt aber zusätzliche
Aktualität. Die Gesetzesrevision wollte
die Hürden für einen Wechsel aus dem
Militär- in den Zivildienst erhöhen.
Mit einem regelrechten Coup gelang
es Jungparlamentariern über die Frak-
tionsgrenzen hinweg, das Gesetz in letz-
ter Minute zu verhindern.

Dem Vernehmen nach war dies
durchaus im Sinne der Departements-
vorsteherin und von Teilen der Armee-
führung. Denn bis weit ins bürgerliche
Lage begann sich schon während der
Debatte über die Revision des Zivil-
dienstgesetzes die Einsicht durchzuset-
zen, dass die Bestandesprobleme der

Armee mit Verschärfungen beim Zivil-
dienst nicht nachhaltig zu lösen sind.Zu-
dem hätte eine Zuspitzung des Gegen-
satzes zwischen Militär und Zivildienst
die Einheit der Kampfjet-Befürworten-
den geschwächt.

Chance für die Sicherheitspolitik

Jetzt prescht die FDP vor und bringt
mit ihrer Motion den Bürgerdienst in
die politische Umlaufbahn. Der Vor-
stoss fokussiert auf die Bedürfnisse der
Sicherheitspolitik, anders etwa als die
Initiative über den «service citoyen»,
die einen ganzheitlicheren Ansatz ver-
folgt. Der Verein beschreibt eine Vision
einer Schweiz, die mit demBürgerdienst
den Weg «von einer exklusiven Wehr-
undMilitärdienstpflicht zu einemMiliz-
engagement für alle geht». Es gehe bei
dieser Idee nicht nur um Sicherheit, son-
dern auch um gesetzlich anerkannte,
öffentliche Interessen.

Die Grünliberalen haben schon 2012
einen ähnlichen Vorstoss eingereicht,
sind damals aber gescheitert. Die Zür-
cher GLP-Nationalrätin Corina Gre-
dig ist erfreut, dass die Idee jetzt von
der FDP neu lanciert wird: «Der Bür-
gerdienst für Männer und Frauen ist
seit Jahren eine Forderung von uns.
Ich freue mich sehr, dass die FDP das
Thema nun ebenfalls aufgreift, gemein-
sam könnten wir dafür endlich eine
Mehrheit schaffen.»

Die Debatte ist damit eröffnet. Un-
abhängig vom Fokus transportiert die
Idee des Bürgerdiensts das schweize-
rische Milizsystem ins 21. Jahrhundert
und schafft die Chance, das Profil der
Sicherheitsinstrumente der Schweiz zu
schärfen.

Parlament streicht Rente von Lebenspartnern
Der Nationalrat stimmt einer Modernisierung des Erbrechts zu – sie bringt einige Verbesserungen für Patchworkfamilien

KATHRIN ALDER, DANIEL GERNY

1907, als das geltende Erbrecht geschaf-
fen wurde, galt die Ehe nicht nur vor
dem Traualtar bis zum Tod: Ehen wur-
den in dieser Zeit grundsätzlich nicht ge-
schieden, Patchwork- oder Zweitfami-
lien waren unbekannt, Konkubinatsver-
hältnisse stellten ohnehin ein Tabu dar,
und Ehen ohne Kinder waren die unge-
wollteAusnahme.Das Erbrecht ist stets
eng mit einem Familienbild verbunden,
im Falle des Zivilgesetzbuches (ZGB)
von 1907 mit der bürgerlichen Familie
des 19. Jahrhunderts. So bemerkenswert
es ist, dass in einem zentralen Alltags-
bereich ein Gesetz über hundert Jahre
überdauern kann: Nun muss das Erb-
recht modernisiert werden – darin war
sich am Dienstag eine Mehrheit des
Nationalrates einig.

Nicht weniger Erbstreitigkeiten

Die Ziele des Erbrechts – die Erhal-
tung wirtschaftlicher Werte über den
Tod des Besitzers hinaus sowie die Ver-
meidung von Konflikten und der Erhalt
des sozialen Friedens – gelten zwar un-
verändert. Justizministerin Karin Kel-
ler-Sutter erklärte im Nationalrat, dass
sich das geltende Erbrecht bewährt
habe und deshalb keine «fundamen-
talen Neuerungen» notwendig seien.
Doch der Erblasser, also jene Person,
die Vermögen vererbt, soll in Zukunft
mehr Freiheiten erhalten. Künftig soll
er über einen grösseren Teil seines
Vermögens selber bestimmen können.
Der als Anwalt tätige CVP-National-
rat Matthias Bregy (cvp.) fasste dies
pragmatisch so zusammen: «Die Vor-
lage wird nicht zu weniger Erbstreitig-
keiten führen, aber immerhin zu etwas
mehr Freiheit.»

Konkret soll dies über die Reduk-
tion der Pflichtteile geschehen – zum
Leidwesen der Nachkommen und der
Eltern. Denn zusammen mit den Ehe-
partnern gehören sie heute zu den soge-

nannten pflichtteilsgeschützten Erben.
Der Pflichtteil der Kinder beträgt laut
geltendem Erbrecht drei Viertel, jener
des Ehepartners die Hälfte. Neu sollen
die Pflichtteile der Nachkommen und
der Ehepartner vereinheitlicht werden.
Ihr Pflichtteil soll die Hälfte des Erb-
anspruchs betragen, jener für die Eltern
soll sogar ganz abgeschafft werden. Der
Erblasser wird künftig also mehr Spiel-
raum haben – etwa um Vermögen an

eine Lebenspartnerin, ein Stiefkind
oder eine gemeinnützige Organisation
zu vererben.

«Ein Gebot der Zeit»

Und schliesslich ergibt sich aus einem
tieferen Pflichtteil insbesondere für In-
haber von KMU mehr Flexibilität bei
der Regelung der Unternehmensnach-
folge. In diesen Punkten folgte der

Nationalrat dem Bundesrat. Einzig
der von ihm ebenfalls vorgeschlagene
Unterstützungsanspruch für faktische
Lebenspartnerinnen und Lebenspart-
ner, die nach dem Tod ihres Partners
in finanzielle Not geraten, hat die Be-
ratung in den beiden Räten nicht über-
lebt. Nach dem Ständerat hat auch der
Nationalrat diese Regelung aus derVor-
lage gestrichen, wenn auch knapp, mit
94 zu 90 Stimmen bei 2 Enthaltungen.

Dagegen stimmten die SVP-, die Mitte-
und ein grosser Teil der FDP-Fraktion.
Sie befürchteten, dass die Regelung
schwer umzusetzen wäre und zu kom-
plexen Erbstreitigkeiten führen würde.
Die Befürworter argumentierten da-
gegen, eine Verbesserung des Schutzes
von unverheirateten Partnern entspre-
che der gesellschaftlichen Realität und
sei ein Gebot der Zeit.

Unumstritten waren verschiedene
weitere Änderungen, die sich aus der
Praxis der vergangenen Jahrzehnte auf-
drängen. So soll der überlebende Ehe-
gatte keinen Pflichtteilanspruch gel-
tend machen können, wenn eine Per-
son während eines Scheidungsverfah-
rens stirbt. Der Nationalrat präzisierte,
dass in solchen Fällen die Pflichtteile
gelten, wie wenn der Erblasser nicht
verheiratet wäre. Detailänderungen
schlägt der Nationalrat auch beim Ehe-
vertrag vor. In der Gesamtabstimmung
nahm die grosse Kammer die Vorlage
mit 140 zu 48 Stimmen bei einer Ent-
haltung an. Sie geht nun zurück an den
Ständerat. Die kleine Kammer disku-
tiert voraussichtlich in der Winter-
session über die verbleibenden zwei
Differenzen.

Es wird immer mehr vererbt

Nach verschiedenen Zusatzschlau-
fen befindet sich das neue, moder-
nere Erbrecht nun auf der Zielgera-
den. Endlich, ist manch einer geneigt
zu sagen, denn das Gesetz hat in der
Schweiz eine nicht zu unterschätzende
wirtschaftliche und soziale Bedeutung.
Wie eine Studie der Universität Lau-
sanne vom Dezember 2019 zeigt, ist in
der Schweiz jeder zweite Vermögens-
franken geerbt. Die Erb- und Schen-
kungsmasse, die jährlich anfällt, nimmt
rasant zu. 2020 dürfte sie laut der Stu-
die mit 95 Milliarden Franken einen
neuen Höchststand erreichen. Zum
Vergleich: 1999 betrug sie noch 36 Mil-
liarden Franken.

Bundesrätin Karin Keller-Sutter plädierte im Parlament für einen grösseren Gestaltungsspielraum des Erblassers. KARIN HOFER / NZZ

AUS DER SESSION

Nationalrat schränkt Zugang
zu Bomben-Chemikalien ein

(sda) · Privatpersonen sollen weniger
leicht Zugang haben zu Chemikalien,
aus denen sich Bomben bauen lassen.
Nach dem Ständerat hat auch der Natio-
nalrat ein Gesetz gutgeheissen, mit dem
der Kauf bestimmter Substanzen er-
schwert wird. Gewisse Produkte, in wel-
chen sogenannteVorläuferstoffe enthal-
ten sind, können von Privaten nur noch
mit Bewilligung gekauft werden. Ent-
scheidend für die Bewilligungspflicht ist
die Konzentration. Die EU hat den Zu-
gang zu Vorläuferstoffen bereits 2014
eingeschränkt.Hintergrund der Regulie-
rung sind verschiedene Terroranschläge,
bei welchen selbstgemachte Sprengstoffe
eingesetzt wurden.DieVorlage ist bereit
für die Schlussabstimmung.

Nein zu Beweislastumkehr
bei Produktmängeln
(sda) · Wer ein mangelhaftes Produkt
geliefert bekommt, muss auch in Zu-
kunft beweisen, dass der Mangel von
Anfang an vorhanden war. Der Natio-
nalrat hat die Umkehr der Beweislast,
wie sie in der EU gilt, knapp abgelehnt.
In der Schweiz sei das Risiko gross, dass
man trotz einem offensichtlichen Man-
gel leer ausgehe, sagte Nadine Mass-
hardt (sp., BE), die mit einer Motion die
Umkehr der Beweislast gefordert hatte.
Sie war vom Bundesrat unterstützt wor-
den: Es gehe um die Durchsetzung vor-
handener Rechte, sagte Justizministe-
rin Karin Keller-Sutter. Die Mehrheit
im Nationalrat will jedoch beim bisher
geltenden Grundsatz bleiben, dass be-
weispflichtig ist, wer einen Anspruch
geltend macht.

Keine Offenlegungspflicht
bei Nebentätigkeiten
(sda) · Höhere Kader undTopkader der
Bundesverwaltung müssen auch künftig
bewilligte Nebenbeschäftigungen und
öffentlicheÄmter nicht in einem Regis-
ter offenlegen.Der Ständerat hat mit 19
zu 18 Stimmen einen entsprechenden
Vorstoss seiner Staatspolitischen Kom-
mission knapp abgelehnt.Die Regelung
hätte rund 800 Bundesangestellte be-
troffen. Der Vorstoss ist nach dem Nein
des Ständerates vom Tisch. Einstimmig
abgelehnt hat der Ständerat eineMotion
aus dem Nationalrat, die eine Offen-
legungspflicht für alle Kaderangestell-
ten von der Bundesverwaltung, von ver-
waltungsähnlichen Organisationen und
von Beratungsunternehmen verlangte,
die für den Bund arbeiten. Auch dieser
Vorstoss hat sich damit erledigt.

Nationalrat will IKRK von
Terrorgesetz ausnehmen
(sda) · Im Kampf gegen den Terroris-
mus verschärft das Parlament das Straf-
recht. Noch sind sich National- und
Ständerat aber nicht über alle Details ei-
nig geworden.Eine Differenz betrifft die
ausdrückliche Ausnahme von der Straf-
barkeit für humanitäre Organisationen.
Eine solche hatte der Nationalrat beim
Artikel über Beteiligung oder Unter-
stützung an einer Terrororganisation
eingefügt. Das Internationale Komi-
tee vom Roten Kreuz (IKRK) erwähnt
er dabei ausdrücklich. Das lehnte der
Ständerat ab,weil er befürchtet, dass die
Organisation Terroristen als Deckman-
tel dienen könnte. Eine weitere Diffe-
renz betrifft die geheime Übermittlung
von Daten bei Ermittlungen zu schwe-
ren Straftaten und Terrorismus. Der
Ständerat will dafür höhere Hürden als
der Nationalrat. Die Vorlage geht noch
einmal an den Ständerat.
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Der Wettbewerb unter
den Fachhochschulen verschärft sich
Die Hochschullandschaft steht mitten in einer Phase der Umwälzung – davon profitieren auch die Studierenden

ANDRI ROSTETTER

Es war eine kleine Provokation: An-
fang September hingen im Winter-
thurer Hauptbahnhof Plakate, die für
die neue Fachhochschule Ost warben.
Eine Werbeoffensive für ein Studium
in St. Gallen, Rapperswil-Jona oder
Buchs, nur wenige Schritte von der Zür-
cher Hochschule für Angewandte Wis-
senschaften (ZHAW) entfernt.

Die St. Galler belassen es aber nicht
bei ein paar Plakaten. Ab Herbst 2021
bietet die FH Ost in Rapperswil-Jona
ein Bachelorstudium in Wirtschafts-
informatik an – ein Angebot, das sich
indirekt auch gegen die ZHAW rich-
tet, wie der St. Galler Bildungsdirektor
Stefan Kölliker (svp.) durchblicken liess.
Im April 2019 erklärte er im «St. Galler
Tagblatt»: «Wenn es gelingt, auch Zür-
cher Wirtschaftsstudierende zu holen,
wird Rapperswil zahlenmässig einen ge-
waltigen Sprung machen.»

Diese Rivalität ist ein Symptom für
die jüngsten Umwälzungen der Fach-
hochschullandschaft. Der forcierte Wett-
bewerb zeigt sich auch daran, dass sich
die Fachhochschulen mit neuen Studien-
gängen überbieten – vorzugsweise mit
Titeln wie «Artificial Intelligence and
Machine Learning» (Luzern), «Compu-
tational and Data Science» (Chur) oder
«Data Science» (Brugg-Windisch). Wer
interessant bleiben will, muss die neues-
ten Studiengänge im Programm haben.
Und je früher eine Fachhochschule auf
einen Trend wie die Digitalisierung
reagiert, desto grösser die Chance, dass
sich der Ausbildungsgang etabliert.

So bietet etwa die Fachhochschule
Graubünden (FHGR) ab Herbst 2021
den Studiengang «Digital Supply
Chain» an. Neu ist das Fach nicht, aber
die FHGR ist die Erste, die es in einen
eigenen Studiengang verpackt. Schon
in diesem Sommer hat die FHGR eine
Informationsoffensive lanciert, um das
Angebot unter die Leute zu bringen.

Churer Alleingang

Dass Chur sich mit neuen Studien-
gängen profilieren will, hat auch mit der
neuen Konkurrenz in St. Gallen zu tun.
Bis im vergangenen Jahr war die FH
Ostschweiz ein loser Verbund der Fach-
hochschulen Buchs, St. Gallen, Rap-
perswil-Jona und Chur – vier Schulen,
vier Rektorate, vier Kulturen. Als 2015
das Hochschulförderungs- und -koor-
dinationsgesetz in Kraft trat, war diese
Struktur nicht mehr gesetzeskonform.
Die vier Schulen mussten sich neu orga-
nisieren. Chur wählte den Alleingang,

der Kanton St. Gallen schloss die eige-
nen drei Hochschulen zu einer einzigen
FH mit drei Standorten zusammen.

Die FH Ost bleibt trotz ihrer neu ge-
wonnenen Stärke die drittkleinste Fach-
hochschule der Schweiz – ein Handicap
im Wettbewerb um Studenten, Perso-
nal und Geld. Die Ostschweiz spürt zu-
dem die Sogwirkung der zur FH Zürich
gehörenden ZHAW mit ihrem bestens
ausgebauten Angebot in Winterthur.
St. Gallen versucht entsprechend Gegen-
steuer zu geben. Mit Daniel Seelhofer
haben die St. Galler einen ZHAW-Expo-
nenten abgeworben und als Gründungs-
rektor eingesetzt. Ein weiteres Mittel ist
der Transfer von Fachrichtungen: Ein-
zelne Studiengänge werden künftig nicht
nur in Rapperswil-Jona oder St. Gallen
angeboten, sondern an beiden Orten. In
der Ostschweiz geistert zudem die Idee
herum, in Wil einen FH-Ableger aufzu-
bauen, um für die Thurgauer attraktiver
zu werden (die heute notabene mit Vor-
liebe an der ZHAW studieren).

Solche Expansionsstrategien waren
vor ein paar Jahren noch undenkbar.
Zu Beginn der 1990er Jahre war die ter-
tiäre Berufsbildung ein engmaschiger

Flickenteppich aus Dutzenden von de-
zentral geführten Fachschulen, die kaum
gemeinsame Standards hatten – Inge-
nieurschulen, höhere Wirtschafts- und
Verwaltungsschulen (HWV), Schulen
für soziale Arbeit und andere Institutio-
nen. Die einzelnen Schulen rekrutierten
ihren Nachwuchs hauptsächlich in ihren
scharf umrissenen Territorien. Die bil-
dungspolitische Debatte war damals
geprägt von der schwächelnden Kon-
junktur sowie den Sorgen um die Wett-
bewerbsfähigkeit und die Innovations-
kraft. Die Schweiz hatte Angst, interna-
tional den Anschluss zu verlieren. Das
Nein zum EWR-Beitritt vom Dezember
1992 befeuerte diese Sorge weiter.

In der Berufsbildungs- und Hoch-
schulpolitik gab die fehlende «Europa-
fähigkeit» des höheren Bildungsbereichs
bereits ab 1988 Anlass zur Sorge. Was,
wenn der Zugang für ausländische
Arbeitskräfte liberalisiert wird? Sind
dann die Abgänger deutscher Fach-
hochschulen gegenüber Schweizern mit
ihren HTL- und HWV-Titeln im Vor-
teil? Umgekehrt fehlte den Abgängern
des ausseruniversitären Tertiärbereichs
die Sicherheit, dass ihre Titel im Ausland
anerkannt würden.Ähnliche Sorgen gab
es bei der Lehrerausbildung und im Be-
reich der Gesundheits-, Sozial- und
Kunstberufe (GSK).

Eindrückliche Zahlen

Eine Initiative der Ingenieurschulen
mündete schliesslich 1993 in der Einfüh-
rung der technischen Berufsmatura und
1995 im Fachhochschulgesetz. In einem
politischen Kraftakt gelang es Bund und
Kantonen, innert weniger Jahre aus den
gut siebzig höheren Fachschulen sieben
regionale Fachhochschulen zu formen
und den GSK-Bereich in diese zu inte-
grieren. Allerdings bestehen alte Riva-
litäten zwischen ehemals autonomen
Schulen auch in den neuen Konstrukten
weiter, wie Christian Leder vom Kom-
petenzzentrum für Hochschul- und Wis-
senschaftsforschung der Universität
Zürich sagt. Die Fachhochschule Nord-
westschweiz umfasst neun Hochschulen,
die sich auf Standorte in vier Kantonen
verteilen. Insbesondere zwischen den
Standorten im Aargau und in den bei-
den Basel würden die Gegensätze sicht-
bar, etwa wenn es um die Verteilung von
Geldern gehe, sagt Leder. «Die Kon-
kurrenzkämpfe sind zwar eine Tatsache,
aber keine einzige der Schweizer Fach-
hochschulen ist gefährdet. Sie bedienen
eine Nachfrage.»

Tatsächlich wirkte sich die Reform
eindrücklich auf die Statistiken aus:
Seit 1990 hat sich die Zahl der Studie-
renden an den schweizerischen Hoch-
schulen verdreifacht. 2019 erreichte sie
den Stand von 258 000 Studierenden,
von ihnen waren knapp 80 000 an einer
Fachhochschule eingeschrieben.

«Die Etablierung der Fachhochschu-
len war insgesamt eine gelungene Re-
form», sagt Stefan Wolter, Professor für
Bildungsökonomie an der Universität
Bern. «Damit wurde klar ein wirtschaft-
liches Bedürfnis erfüllt. Es ist nicht nur
gelungen, die berufliche Grundbildung
zu retten und den Lernenden den Weg
in die Hochschulen zu öffnen. Es war
auch eine Tertiarisierung ohne Akade-
misierung – also ohne Ausbau der Gym-
nasialquote und der Universitäten.»

Unausgeschöpftes Potenzial

Eine Tatsache sei zudem, dass die Fach-
hochschulen ihr Potenzial längst nicht
ausgeschöpft hätten, sagt Wolter. «Die
Universitätsquote hat sich in den ver-
gangenen zwanzig Jahren kaum verän-
dert, die Unis schöpften das Potenzial an
gymnasialen Maturanden vollumfäng-
lich aus. Aber bis heute gehen bei wei-
tem nicht alle Berufsmaturanden an eine
Fachhochschule.» Die Zahl der Fach-
hochschulanmeldungen ist allerdings
auch stark konjunkturabhängig, wie
Wolter sagt. «Wenn die Wirtschaft nicht
läuft und das Jobangebot knapp wird,
entscheiden sich mehr Berufsmaturan-
den für ein FH-Studium.» Die Fach-
hochschulen wirken damit wie ein Kri-
senpuffer – Absolventen in der höheren
Berufsbildung retten sich vor schlecht-
bezahlten Jobs oder vor Arbeitslosigkeit
in ein Studium.

Für die Absolventen zahlt sich das
Studium dann häufig doppelt aus: Sie ge-
winnen nicht nur Zeit bei der Jobsuche,
sondern können sich auch über höhere
Löhne freuen. 2018 lag der Medianlohn
von FH-Absolventen bei knapp 107 000
Franken pro Jahr. Das ist deutlich nä-
her an der Marke der Uni-Absolventen
(119 770 Franken) als an jener von Be-
rufslehre-Absolventen (71 900 Franken).

Die jüngsten Neupositionierungen
einzelner Schulen mit weiteren Ausbil-
dungsgängen, überarbeitetem Branding
und neuen Gebietsansprüchen und -auf-
teilungen dürften den Fachhochschulen
zusätzlich Auftrieb verleihen. Die Schu-
len gewinnen dadurch an Profil und
Attraktivität. Das wird sich auch auf die
Studierendenzahlen auswirken.

Die FHOst bietet Studiengänge in Rapperswil-Jona (Bild) und St. Gallen an, ummehr Studierende anzuziehen. GIAN EHRENZELLER / KEYSTONE

Steueranreize
gegen Food-Waste
im Detailhandel
Ständerat will Läden entlasten,
die Lebensmittel spenden

LARISSA RHYN, BERN

100 000 Tonnen Lebensmittelabfälle
pro Jahr gehen in der Schweiz auf das
Konto des Detailhandels. Das Potenzial
für Verbesserungen ist laut dem Bun-
desamt für Umwelt gross: 95 Prozent
der Abfälle gelten als vermeidbar. Oft-
mals geht es um Lebensmittel, die nicht
verkauft werden können, aber noch ge-
niessbar wären. Die Schweiz will bis
2030 die Lebensmittelabfälle halbieren.
Das hat sie im Rahmen der Agenda für
nachhaltige Entwicklung beschlossen.
Das Parlament hat dieser Forderung
schon einmal Nachdruck verliehen. Es
forderte den Bundesrat dazu auf, einen
Aktionsplan gegen Lebensmittelver-
schwendung zu präsentieren. Dieser
wird derzeit ausgearbeitet.

Dem Ständerat dauert dies jedoch
offensichtlich zu lange – oder er will
selbst festlegen, in welche Richtung
die Massnahmen gehen sollen. Er hat
am Dienstag einen Vorstoss des CVP-
Ständerats Peter Hegglin knapp ange-
nommen. Dieser fordert Steuererleich-
terungen für Detailhändler, die Food-
Waste vermeiden. Die Bundessteuer
soll so angepasst werden, dass es vor-
teilhafter ist, Lebensmittel an gemein-
nützige Organisationen weiterzugeben,
als sie zu entsorgen. Damit schlägt das
Parlament einen neuen Weg ein: Bisher
versuchte die Schweiz der Verschwen-
dung vor allem mittels Infokampagnen
Herr zu werden.

EU-Länder als Vorbild

Hegglin argumentiert in seinemVorstoss,
dass Detailhändler zwar teilweise bereits
Lebensmittel spendeten, dabei aber zu
viele administrative und juristische Hür-
den anträfen.So müssten die Lebensmit-
tel durchgehend gekühlt werden, und
die Detailhändler wie Coop oder Migros
blieben für die Qualität der Produkte ver-
antwortlich.Wie genau die Steueranreize
aussehen sollen, überlässt Hegglin dem
Bundesrat.In seinemVorstoss nimmt der
CVP-Ständerat auf Frankreich oder Spa-
nien Bezug, wo bei der Berechnung der
Gewinnsteuer bis zu 60 Prozent desWer-
tes von gespendeten Lebensmitteln abge-
zogen werden könnten.

Verschiedene europäische Länder
haben in den letzten Jahren neue Ge-
setze verabschiedet, um Food-Waste
zu verhindern. Tschechien verpflich-
tet Detailhändler beispielsweise dazu,
mindestens einen Teil der Lebensmittel,
die sie nicht mehr verkaufen können,
an Hilfsorganisationen abzugeben. In
der Schweiz gibt es keine solche Regu-
lierung, trotzdem sammeln Organisa-
tionen wie «Tischlein deck dich» oder
die Schweizer Tafel heute schon mehr
Lebensmittel ein, als in Tschechien wei-
terverteilt werden.

Haushalte sind Hauptschuldige

Der Detailhandel ist hierzulande im
Vergleich zu anderen Akteuren nur für
einen kleinen Teil des Food-Waste ver-
antwortlich, und zwar für rund 4 Pro-
zent. Schweizweit werden pro Jahr über
2 Tonnen Lebensmittel weggeworfen,
die meisten davon in Privathaushalten.

Trotzdem waren Steuererleichte-
rungen für Lebensmittelspenden auch
schon auf kantonaler Ebene ein Thema.
Im Kanton Zürich hatte die GLP letz-
tes Jahr eine Anfrage dazu gestellt. Der
Regierungsrat lehnte einen Steueranreiz
jedoch ab. Er fürchtete, dass dadurch
die Überproduktion gefördert werden
könnten. Zudem argumentierte die Zür-
cher Regierung, dass keine «ausserfiska-
lischen Zwecke» mit Steuererleichterun-
gen verfolgt werden sollten. In eine ähn-
liche Richtung ging auch die Stellung-
nahme des Bundesrats zu Hegglins
Vorstoss. Er empfahl die Ablehnung.

Der Bundesrat muss die Motion je-
doch umsetzen, falls ihr auch der Natio-
nalrat zustimmt.Weil dort die Linke und
die Mitte stärker sind als im Ständerat,
dürfte das Anliegen problemlos eine
Mehrheit finden.
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